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ordnung wird unverziiglich mit empfindlichen Geldstrafen unter Anwendung der
strengsten Gesetzesvorschriften geahndet.
Wir glauben, dae eine von den grUften und mâchtigsten Firmen bei Preis- und

Einkommenssteigerungen gelibte Zurückhaltung sieh spiirbar auf die gesamte Nation
auswirken wiirde. Wenn die Anfiihrer das Tempo verringern, werden andere ein Glei-
ches tun.

Wenn eine grol3e Herstellerfirna ihre Preise niedrig hâlt, dann wird der kleine
Geschâftsmann, der bei dieser Firma einkauft, auch weniger unter Druck stehen,
seine Preise zu erh5hen. Wenn mâchtige Gewerkschaften ihre Lohnforderungen redu-
zieren, werden auch andere Arbeitnehmer eher dazu bereit sein, ihre Lohnwtinsche
herunterzuschrauben. Wenn Angehbrige der freien Berufe und Vermieter Zuriickhal-
tung bei ihren Honorar- und Mieterhbhungen tîben, dann werden Lohn- oder Gehalts-
empfânger einsehen, da2 dieses System gerecht und fair ist.
Ausgabensteigerungen der Bundesregierung werden auf dreifache Weise schârfster

Kontrolle unterzogen:
1. Die Gehaltsrichtlinien gelten fUr aile Bediensteten der Bundesregierung,

ihrer Âinter und Gesellschaften der Krone.
2. Die Beschâiftigtenzahl im 8ffentlichen Dienst soll nicht erhaht werden, ab-

gesehen von der begrenzten Anzahl von Angesteliten, die zut Durchführung
dieses Maf3halteprogramms erforderlich sind, und dem zusâitzlichen Vollzugs-
personal flir das neue Regierungsprogramm zur Bekâimpfung von Gewaltverbre-
chen. Einzelheiten Liber letzteres Programm werden in den kotnmenden Wochen
bekanntgegeben.

3. In vielen Bereichen werden kleine, gesonderte Ausgabenposten, die sich je-
doch summieren, entweder ganz gestrichen oder gekiirzt. Beispielsweise sind
strenge Sparmaf3nahmen fiir den verwaltungstechnischen und Haushaltsffihrungs-
bereich der Regierungsgeschâf te vorgesehen.

Ich mua3 jedoch darauf hinweisen, dae dies nicht einen absoluten Ausgabenstopp
für die Regierung bedeutet. Tatsâchlich mtîssen die Ausgaben erha5ht werden, wenn
wir so unerlâBliche Dienstleistungen beibehalten sollen wie die Abschirmung der
Kanadier gegen einen Teil der Preissteigerung bei Importbl, den Schutz der Rent-
net und anderer Mitbürger mit niedrigem, festen Einkommen gegen manche Auswir-
kungen der Inflation und die fortgesetzte Unterstützung der Arbeitslosen. Der-
artige Programme sind die Eckpfeiler der Wirtschafts- und Sozialpolitik unserer
Regierung: Aufrechterhaltung eines regen Wirtschaftslebens in Verbindung mit
weitgehender Einkommensneuverteilung und dem Schutz der vom Schîcksal weniger B4e
giinstigten. Ich weia, daa die Kanadier nicht damit einverstanden wâ4ren, wenn man
die Bürden des Kampfes gegen die Inflation auf die Schultern jener verlagern wUr-
de, die dieser Belastung am wenigsten gewachsen wâren.
Das Programm, das ich Ihnen heute abend erViiutert und heute f rih mit den !4ini-

sterprâisidenten der Provinzen und den Oppositionsfiihrern erartert habe, wird
morgen dem Parlament vorgelegt. Wir werden das Parlament ersuchen, unverzüglich
die Beratungen Liber diese Gesetzgebung aufzunehmen.
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